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Patienten schützen und Zahntechnikerhandwerk sichern 


Das Zahntechnikerhandwerk leistet mit seinen 70000 Beschäftigten in 
7000 gewerbhchen Laboren mit 14500 Auszubildenden (1994) einen 
wichtigen Beitrag für den Wirtschafts- und Lebensstandort Bundes- 
republik Deutschland. Die hohe Quahtät der zahntechnischen Lei- 
stungen ist unbestritten. 

Die Zukunft der Branche ist jedoch trotz der von den Zahlen sugge- 
rierten dynamischen Entwicklung unsicher. Wachsende internationale 
Konkurrenz durch BiUiganbieter zahntechnischer Produkte geht zu- 
nehmend zu Lasten der zahntechnischen Qualitätsbetriebe und damit 
auch zu Lasten der Patienten. 

Deshalb ist zu klären, ob eine strukturelle Neuordnung des Ver- 
hältnisses Zahntechniker - Zahnärzte - Krankenkassen sowie die Fest- 
schreibung verbindücher Bedingungen für einen fairen Quahtäts Wett- 
bewerb zwischen den Anbietern zahntechnischer Leistungen gesund- 
heitspohtisch notwendig sind. 

1. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß die fachüche 
Arbeits- und damit Kompetenz Verteilung zwischen Zahnarzt und 
gewerbhchem Zahntechniker eine klare Entflechtimg der bishe- 
rigen wirtschaftiichen Überschneidung der beiden Berufs- und 
Tätigkeitsfelder wünschenswert macht, und welche gesetzgebe- 
rischen Konsequenzen leitet sie daraus ab? 


Die gegenwärtige Kompetenz Verteilung zwischen Zahnarzt und 
Zahntechniker hat sich bewährt. Neben den gewerblichen 
Laboren gibt es in der Bundesrepublik Deutschland Praxislabore, 
in denen zahntechnische Leistungen erbracht werden. Für eine 
Neuordnung der Kompetenzen zwischen Zahnärzten und Zahn- 
technikern besteht aus Sicht der Bundesregierung kein Anlaß. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
21. März 1996 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine zahnärztliche 
Selbstbeschränkung im Sinne der Konzentration auf heilkund- 
liche, insbesondere präventive Maßnahmen - unter Verzicht auf 
die eigenverantwortliche Herstellung zahntechnischer Arbeiten, 
vor allem im prothetischen Bereich - notwendig ist und eine solche 
klare Kompetenz- und Aufgabenzuteilung der alleinigen Quali- 
tätsorientierung bei der Zusammenarbeit der beiden dann eigen- 
ständigen Berufe zuträglich wäre, und welchen gesetzgeberischen 
Handlungsbedarf folgert sie hieraus? 


Die Bundesregierung ist der Meinung, daß § 1 Abs. 3 des Zahn- 
heilkundegesetzes, wonach die Ausübung der Zahnheilkunde 
Zahnärzten Vorbehalten ist, unverändert bleiben sollte. Zu dem 
Aufgabenbereich der Zahnärzte gehört auch, gegebenenfalls 
prothetische Arbeiten für die Patienten zu erbringen. Aus der 
Tatsache, daß 1980 der Anteil der Praxislabore mit angestellten 
Zahntechnikern an allen niedergelassenen Zahnärzten bei rd. 
20 % lag, dieser Wert in den letzten Jahren auf 15,8 % (1994) zu- 
rückgegangen ist und sich der Marktanteil der Praxislabore im 
langfristigen Zeitablauf ebenfalls verringert und nicht vergrößert 
hat, ist zu schheßen, daß kein Handlungsbedarf besteht, die 
gegenwärtigen Strukturen zu verändern. 


3. Unterstützt die Bundesregierung - insbesondere unter präven- 
tionspolitischen Gesichtspunkten - die Forderung von Teilen der 
Zahnärzteschaft, daß die Zahntechnik in die Hand des Zahnarztes 
gehöre, wenn nein, warum nicht, und wenn ja, warum? 


Hierzu wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen. 


4. Was hindert die Bundesregierung daran, Modalitäten der Direkt- 
abrechnung zwischen Zahntechnikern und den Krankenkassen - 
vergleichbar der Praxis in den anderen gesundheitstechnischen 
Berufen - gesetzlich zu fixieren? 

Wie beurteilt sie die Vor- und Nachteile von Direktabrechnungs- 
modeUen für die beteiligten Gruppen im Lichte der in anderen Be- 
reichen offensichtlich funktioiüerenden Praxis? 


Zur Weiterentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung 
im Bereich der zahnmedizinischen Versorgung sehen die 
„Eckpunkte zur Gesundheitsreform im ambulanten Bereich" 
vom 18. Dezember 1995 vor, daß der geltende prozentuale 
Zuschuß der Krankenkassen zum Zahnersatz durch ein System 
von Festzuschüssen ersetzt wird. Die Abrechnung der protheti- 
schen Leistungen soll dabei im Wege der direkten Kostener- 
stattung zwischen Vertragszahnarzt und Versicherten erfolgen. 
Eine Direktabrechnung der zahntechnischen Leistungen zwi- 
schen Zahntechnikern und Krankenkassen bzw. Versicherten ist 
vor diesem Hintergrund nicht beabsichtigt. Sie würde etwa im 
Fall von Reklamationen zu kaum lösbaren Schwierigkeiten bei 
der Abrechnung der Leistungen führen. Zahntechnische Lei- 
stungen unterscheiden sich dadurch von anderen gesundheits- 
handwerkhchen Leistungen, daß sie eine untrennbare Einheit 
mit zahnärztlichen Leistungen beim Zahnersatz im Munde des 
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Patienten eingehen. Deshalb ist eine Aufspaltung der protheti- 
schen Leistungen nicht sinnvoll. 


5. Hält die Bundesregierung eine gleichberechtigte Beteüigung der 
Zahntechniker im Bundesausschuß Zahnärzte und Krankenkassen 
in allen sie betreffenden Fragen für notwendig, und wenn ja, wel- 
chen gesetzgeberischen Handlungsbedarf sieht sie? 


Die Frage, inwieweit Leistungserbringer wie z. B. Zahntechniker 
zukünftig stärker an den Entscheidungen des Bundesaus- 
schusses der Zahnärzte und Krankenkassen mitwirken können, 
wird im Rahmen der Überlegungen zur Dritten Stufe der Ge- 
sundheitsreform geprüft. Die Beratungen hierzu sind noch nicht 
abgeschlossen. 


6. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die an der zahnärzt- 
üchen Versorgimg teilnehmenden Zahnärzte ihrer sich aus § 135 
Abs. 5 SGB V (Quahtätssicherung) ergebenden Verpfüchtimg 
nachgekommen sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, zu welchen Ergebnissen die da- 
nach der Kassenzahnärztüchen Vereinigung zu übermittelnden 
Daten über die personelle und technische Ausstattung ihrer Labore 
geführt haben und ob die Krankenkassen das Ergebnis dieser 
Mitteüungen von der Kassenzahnärztüchen Vereinigung angefor- 
dert haben? 

Was hat die Bundesregierung selbst getan, um die Einhaltung die- 
ser gesetzüchen Regelung sicherzustellen? 

Nachdem die Kassenzahnärzthche Bundesvereinigung einen 
entsprechenden Erhebungsbogen erstellt hat, sind in den KZV- 
Bereichen Meldungen zum Ausstattungszustand praxiseigener 
Labors erfolgt. Diese Angaben sind auch den Krankenkassen 
mitgeteilt worden. Besondere Auffälligkeiten haben sich dabei 
- nach Angaben der Krankenkassen und der Kassenzahnärzt- 
lichen Bundesvereinigung - nicht ergeben. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Prinzip der 
persönüchen Verantwortung des Handwerksmeisters bei der Her- 
stellung von individuellen Zahnprothesen wesentlich zu der aner- 
kannt hohen Quaütät der Zahntechnik in Deutschland beigetragen 
hat? 

Wenn ja, durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
dieses Prinzip im medizinisch-technischen Bereich grundsätzüch 
im ordnungspoütischen Sinn als Bewahrung von Strukturquaütät 
stützen und fördern? 


Die handwerklichen Rahmenbedingungen in Deutschland haben 
sich bisher bewährt und entscheidend dazu beigetragen, daß das 
deutsche Zahntechnikerhandwerk international besonders 
anerkannt ist. Es besteht deshalb keine Notwendigkeit, diese 
bewährten Rahmenbedingungen zu verändern. 
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8. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber vor, 

— wie viele zahntechnische Praxislabore in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten fünf Jahren betrieben werden, 

— wie hoch deren Umsatz und Beschäftigtenzahl ist, 

— wie hoch der Gesamtumsatz und der Einsatz fachlich aus- 
gebildeter Zahntechniker in Praxislaboren ist? 

Über welche aktuellen Daten zu den in Praxislaboren gefertigten 
und abgerechneten zahntechnischen Leistungen verfügt die Bun- 
desregierung? 


Nach den statistischen Daten der Kassenzahnärztlichen Bundes- 
vereinigung ist der Anteil der Praxislabore mit angestellten 
Zahntechnikern an der Gesamtzahl der Zahnarztpraxen in den 
letzten fünf Jahren von 22,5 % (1989) auf 15,8 % (1994) gesunken 
(alte Bundesländer). Eine ähnliche Tendenz ist für die neuen 
Bundesländer - dort lag der entsprechende Anteil 1994 bereits 
unter 10% (1992: 13,9%) - festzustellen. Über die absolute An- 
zahl der in zahntechnischen Praxislaboren Beschäftigten sowie 
über deren Qualifikationen liegen der Bundesregierung keine 
amthchen Daten vor. 

Die aktuelle Statistik der Kassenzahnärztlichen Bundesvereini- 
gung weist für 1994 den auf Praxislabore entfallenden Markt- 
anteil für zahntechnische Leistungen im Bereich Zahnersatz ein- 
schheßlich der Versichertenanteile - bezogen auf die alten Bun- 
desländer ~ mit 24,3% aus. 1980 lag dieser Marktanteü bei 
27,9 %. Er ist damit im Zeitablauf rückläufig. 

Daten über in Praxislaboren gefertigte und abgerechnete Einzel- 
leistungen liegen der Bundesregierung nicht vor. 


9. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß eine Liberali- 
sierung der Vertragsbeziehungen der gesetzhchen Krankenkassen 
gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen Praxislaboren und 
gewerbhchen Laboren zwingend notwendig macht, und wenn ja, 
welchen gesetzgeberischen Handlungsbedarf sieht die Bundesre- 
gierung, um die geforderte Gleichstellung zu sichern bzw. Wett- 
bewerbsverzerrungen auszuschließen? 


Die Bundesregierung hat bereits im Jahr 1981 einen Bericht über 
die Wettbewerbssituation zwischen praxiseigenen zahntech- 
nischen Laboren und gewerblichen zahntechnischen Laboren 
veröffentlicht (siehe Drucksache 9/811 vom 14. September 1981). 
Dieser kam seinerzeit zu folgendem abschließenden Gesamt- 
ergebnis: „Bei einer Gesamtbetrachtung aller Faktoren kann die 
Bundesregierung der Behauptung jedoch nicht zustimmen, 
durch die unterschiedliche Kostenstruktur entstehe den gewerb- 
lichen zahntechnischen Laboren ein erheblicher Wettbewerbs- 
nachteil. Dies trifft weder im Bereich des Steuerrechts, der stets 
im Mittelpunkt der Erörterungen zwischen allen Beteüigten ge- 
standen hat, noch in den übrigen in diesem Bericht ange- 
sprochenen Bereichen zu." Da die Anzahl der Praxislabore mit 
angestellten Zahntechnikern in den alten sowie neuen Bundes- 
ländern in den letzten Jahren deutlich rückläufig ist und der auf 
Praxislabore entfallende Marktanteü seit einigen Jahren sinkt, ist 
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die Aussage des seinerzeitigen Berichts der Bundesregierung 
nach wie vor gültig. 


10. Auf welche Weise können nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht leistungsbezogene Wettbewerbsvorteüe von zahntechni- 
schen Praxislaboren gegenüber zahntechnischen Meisterlaboren 
beseitigt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, faire Wettbewerbsbedingungen 
zwischen allen zahntechnischen Laboren - unabhängig davon, ob 
der Inhaber Zahnarzt oder Zahntechniker ist - zu verwirklichen? 

Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, um 
den gleichen Marktzugang, die gleichen rechtlichen Vorausset- 
zungen bei der Produktion, die gleichen Vertragschancen im 
Verhältnis zu den Krankenkassen und die gleichen Vorschriften 
hinsichüich Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutz zu gewähr- 
leisten? 


Wie aus meiner Antwort zu Frage 9 hervorgeht, hält die Bun- 
desregierung Änderungen der Wettbewerbsbedingungen zwi- 
schen Praxislaboren und gewerblichen zahntechnischen Laboren 
nicht für nötig. Dies gilt auch hinsichthch der Vorschriften zu 
Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsschutz. Soweit im Arbeits- 
schutz unterschiedhche Anforderungen an gewerbhche und 
nichtgewerbliche Betriebe noch bestehen, werden diese in 
Umsetzung des europäischen Arbeitsschutzrechts beseitigt. 
Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß gesetzlich vorgeschrieben 
ist, daß die Preise zahntechnischer Leistungen aus Praxislaboren 
die Preise aus gewerblichen Laboren um mindestens 5 % unter- 
schreiten müssen (§ 88 Abs. 3 SGB V). 


11. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Umfang unzulässiger 
Rabatte, die gewerbliche Labore Zahnärzten gewähren, und mit 
welchen Maßnahmen wird die Bundesregierung sicherstellen, daß 
diese Rabatte an die Krankenkassen und Beitragszahler weiter- 
gegeben werden? 


Über den Umfang unzulässiger Rabatte, die gewerbhche Labore 
Zahnärzten gewähren, hegen der Bundesregierung keine Er- 
kenntnisse vor. Sollte den Beteiligten dennoch ein derartiger FaU 
bekannt werden, wäre es Aufgabe der Krankenkassen und Kas- 
senzahnärztlichen Vereinigungen, hiergegen vorzugehen bis hin 
zu disziplinarischen Schritten einer Kassenzahnärztlichen Ver- 
einigung gegen den Vertragszahnarzt. Gegebenenfalls können 
auch die Gerichte eingeschaltet werden. 


12. In welcher Weise hat die Bundesregierung die bereits Mitte der 
80er Jahre von der Behörde für Inneres der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Sonderkommission Dental der Kriminalpolizei Ham- 
burg) ergangenen Anregungen zur Erschwerung bzw. Verhin- 
derung der aufgedeckten zahlreichen Vorteilsgewährungen wie 
illegale Rabattgewährungen oder sonstige geldwerte Vergünsti- 
gungen von gewerblichen Dentallaboren an Zahnärzte umge- 
setzt unter den Aspekten 

— der Veränderung des Vertragsrechts (Trennung des Abrech- 
nungsweges, Schaffung einer separaten Abrechnungsstelle 
Prothetik), 
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— der Leistungskontrolle durch Kostenträger bzw. Kassenzahn- 
ärztliche Vereinigung und Einbindung des Patienten bzw. der 
Versicherung in das Abrechnungswesen (Bestätigung der auf- 
geschlüsselten Abrechnungsunterlagen)? 


Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung hat die seinerzei- 
tigen Untersuchungen der Sonderkommission Dental der Krimi- 
nalpolizei Hamburg zum Anlaß genommen, den Ersatzkassen- 
vertrag entsprechend zu ändern. Seither hat der Zahnarzt mit 
seiner Unterschrift zu bestätigen, daß z. B. 

“ die in Rechnung gestellten zahntechnischen Kosten tatsäch- 
hch entstanden sind, 

— ggf. gewährte Rabatte an die Kasse weiterzuleiten sind, 

— Umsatz oder Gewinnbeteiligungen bzw. Rückvergütungen 
nicht entstanden sind, 

— die Material- und Laborkosten eines Zahnarztlabors tatsäch- 
lich von diesem erbracht worden sind und 

— das Zahnarztlabor die für die abgerechneten Leistungen 
erforderlichen Ausstattungen enthält. 

Ähnhche Vertragsabsprachen haben die anderen Kassenarten in 
ihren Gesamtverträgen, die auf Landesebene geschlossen wer- 
den, getroffen. 


13. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um Wettbewerbsnachteile des deutschen Zahntechnikerhand- 
werks gegenüber ausländischen Büliganbietem zu beseitigen? 


Der Bundesregierung hegen keine Erkenntnisse über Wettbe- 
werbsnachteile des deutschen Zahntechnikerhandwerks gegen- 
über ausländischen Anbietern vor. Die langfristige Umsatz- 
entwicklung gewerblicher zahntechnischer Labore bestätigt 
diese Einschätzung: Der Umsatz an zahntechnischen Leistungen, 
die durch gewerbhche zahntechnische Labore in den alten 
Bundesländern erbracht werden, ist seit 1987 von 3,3 Mrd. auf 
5,5 Mrd. DM in 1994 gestiegen. Gleichzeitig hat sich die Anzahl 
der Beschäftigten von 44 700 auf 61000 erhöht. Bestanden 1987 
4 643 gewerbhche zahntechnische Labore, so stieg diese Zahl auf 
6055 im Jahr 1994. Die durchschnitthche Anzahl der Beschäf- 
tigten je Betrieb ist zwischen 1987 und 1994 von 9,6 auf 10,1 Be- 
schäftigte angestiegen. Außerdem hat sich der Anteil der Mate- 
rial- und Laborkosten (also der Zahntechnik) am Zahnersatz von 
54,9 % (1987) auf 57,9 % im Jahr 1993 erhöht. Diese Entwicklung 
voUzog sich vor dem Hintergrund der gesundheitspohtischen 
Bemühungen, im Bereich der zahnmedizinischen Versorgung die 
Zahnerhaltung zu stärken und die Notwendigkeit für Zahnersatz 
deutlich zurückzuführen. 


14. Ist der Bundesregierung bekannt, 

— wie groß der Importanteil (absolut und relativ) von Zahnersatz 
in die Bundesrepublik Deutschland ist, und aus welchen Län- 
dern in welchen Größenordnungen importiert wird, 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4226 


— wie hoch die Zahl der Zahnärzte ist, die importierte Ware be- 
ziehen, 

— in welchem Umfang die gesetzhchen Krankenkassen Rech- 
nungen über importierten Zahnersatz erhalten, 

— ob dabei sichergestellt ist, daß importierter Zahnersatz nur in 
der Höhe erstattet wird, wie es sich nach dem allen Verträgen 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zugrundelie- 
genden Prinzip des Ausgleichs der regional angemessenen 
Kosten ergibt? 


Eine Analyse des Verbandes Deutscher Zahntechniker-Innungen 
(VDZI) zur Importstatistik und zum Importverhalten bei Zahn- 
prothesen kommt zu dem Ergebnis, „daß der Import von Zahn- 
prothesen annähernd proportional zur inländischen Konjunktur 
verläuft" und „daß das Importvolumen hauptsächlich auf der 
Existenz von dauerhaften und offensichtlich funktionsfähigen 
Lieferbeziehungen basiert". 

Der Import von Zahnersatz in die Bundesrepublik Deutschland 
betrug im Jahr 1993 rd. 60 Mio. DM. Bezogen auf den gesamten 
Umsatz gewerblicher zahntechnischer Praxislabore der alten und 
neuen Bundesländer (1993: 6,76 Mrd. DM) entsprach dies einem 
Anteil von weniger als 1 %. Der erwähnten Analyse der Import- 
statistik durch den VDZI ist zu entnehmen, daß über 80 % der 
Importe aus den europäischen Ländern kommen. Länder wie z. B. 
Singapur, die Philippinen oder Hongkong hatten insgesamt nur 
einen Anteil von unter 6% (1992). Der Export deutschen Zahn- 
ersatzes ins Ausland betrug im übrigen 1993 25 Mio. DM. 

Angaben darüber, wie viele Zahnärzte zahntechnische Leistun- 
gen importieren, liegen der Bundesregierung nicht vor. Gleiches 
gilt für die Anzahl der Rechnungen für importierten Zahnersatz. 
Soweit ein Zahnarzt zahntechnische Leistungen aus dem Aus- 
land bezieht und der Kasse bzw. dem Versicherten Preise in 
Rechnung stellt, die unter den deutschen Höchstpreisen liegen, 
ist hiergegen nichts einzu wenden. Wenn ein Zahnarzt allerdings 
zahntechnische Leistungen im Ausland bezieht und diese Lei- 
stungen als Eigenleistungen deklariert, um die höheren deut- 
schen Preise in Rechnung stellen zu können, ist dies rechtlich 
unzulässig. Über die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 
wacht die jeweüige Kassenzahnärzthche Vereinigung bzw. im 
Bereich der privatzahnärztlichen Versorgung die Zahnärzte- 
kammer, die unter der Aufsicht der zuständigen Landesbehörde 
steht. 


15. Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffassung, daß Importware 
verwendende Zahnärzte in jedem Fall die Originalrechnungen 
nachzuweisen haben? 

Wenn nein, warum nicht? 

Hält die Bundesregierung es in diesem Zusammenhang für sinn- 
voll, einen solchen Nachweis ebenfalls für die privatzahnärztliche 
Versorgung (auch für Beihüfeberechtigte) einzuführen, und wenn 
ja, welche Initiativen wird sie ergreifen? 


Die Spitzenverbände der gesetzhchen Krankenversicherung 
haben gemäß § 88 Abs. 1 SGB V ein bundeseinheitüches Lei- 
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stungsverzeichnis der abrechnungsfähigen zahntechnischen 
Leistungen erstellt. In den einleitenden Bestimmungen zu die- 
sem Leistungsverzeichnis heißt es unter § 5, daß Fremdleistungen 
nicht als Eigenleistungen ausgewiesen werden dürfen und im 
Fall von Fremdleistungen eine Kopie der Originalbelege der 
herstellenden zahntechnischen Laboratorien beizufügen ist. Der 
Wortlaut dieser bundesweiten Vereinbarung verlangt nicht die 
Kopie bzw. das Original der Rechnung, sondern nur Belege, aus 
denen sich das herstellende Laboratorium ergibt. Außerdem wird 
auch nicht nach Lieferanten im In- und Ausland differenziert. 

Die Bundesregierung und die Krankenkassen gehen davon aus, 
daß das bundeseinheitliche Leistungsverzeichnis nicht darauf 
abzielt, die Speziahsierung zahntechnischer Labore im In- und 
Ausland sowie den grenzüberschreitenden Wettbewerb bei 
zahntechnischen Laboren zu behindern, sondern dazu dient, für 
alle Beteiligten Transparenz über den Leistungsumfang zu 
schaffen. Diese bestehenden Rahmenbedingungen haben sich 
auch für privat Versicherte bewährt und müssen deshalb nicht 
verändert werden. 

Für den Bereich der privatzahnärztlichen Versorgung sieht be- 
reits die geltende GOZ vor, daß der Zahnarzt seiner Rechnung 
Auslagenbelege für zahntechnische Leistungen beifügen muß. 
Bei Fremdleistungen ist die Rechnung des Dentallabors beizu- 
fügen. 


16, Welche Risiken sieht die Bundesregierung in der Praxis des Billig- 
ünports von Zahnersatz 

a) aus Mitgliedstaaten der EU bzw. 

b) aus Nichtmitgliedstaaten, 

und teilt sie die diesbezügliche Position des Sachverständigenrats 
für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen? 


Hinweise auf Risiken bzw. Belege für Qualitätsunterschiede zwi- 
schen im Inland oder im Ausland gefertigtem Zahnersatz hegen 
weder der Bundesregierung noch den Krankenkassen vor. Ent- 
scheidend ist, daß die geheferten Quahtäten den deutschen 
Quahtätsstandards entsprechen und die gesetzlichen Import- 
bestimmungen eingehalten werden. Über die Einhaltung der in 
Deutschland geforderten Quahtätsstandards wachen die Zahn- 
ärzte, die die zahntechnischen Arbeiten eingliedem. Dies gilt so- 
wohl für Leistungen deutscher als auch für die Leistungen aus- 
ländischer Labore. Außerdem werden die wichtigsten Mate- 
rialien für zahntechnische Leistungen, z.B. MetaUe, Porzellane, 
Kunststoffe, Zähne, weltweit überwiegend in den USA, in Japan, 
der Schweiz und Deutschland hergesteUt. Die führenden Her- 
steUer dieser Materiahen sind nüt eigenen Niederlassungen oder 
Vertragspartnern in der ganzen Welt vertreten, wie z. B. auch in 
Hongkong, Singapur oder auf den Phihppinen. Aufgrund der 
bestehenden rechthchen Rahmenbedingungen besteht keine 
Möghchkeit, ausländische zahntechnische Labore von der Be- 
lieferung deutscher Zahnärzte auszuschheßen. Insofern ist der 
Vorschlag des Sachverständigenrats für die Konzertierte Aktion 
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im Gesundheitswesen, wonach Krankenkassen auch von den 
Vorteilen internationaler Arbeitsteilung Gebrauch machen soll- 
ten, nicht zu kritisieren. Einen verstärkten Zusammenschluß von 
zahnärztlich geleiteten Praxislaboren, wie ihn der Sachverstän- 
digenrat ebenfalls vorschlägt, befürwortet die Bundesregierung 
allerdings nicht. 


17. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich Zahnärzte an Import- 
firmen bzw. ausländischen zahntechnischen Laboren - unter Um- 
gehung des deutschen Zahntechnikerhandwerks - oder an Den- 
talvertrieb sgesellschaften gewinnbringend beteiligen? 

Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für die Bundesregie- 
rung zum Beispiel im Hinbhck auf einen möghchen Ände- 
rungsbedarf des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder des Steu- 
errechts? 


Der Bundesregierung liegen keine diesbezüglichen Unterlagen 
vor. Außerdem kann den Zahnärzten - wie auch anderen freien 
Berufen - rechtlich nicht verwehrt werden, sich an Firmen ge- 
schäftlich zu beteiligen, sofern dabei nicht gegen berufs- 
rechtliche Vorschriften verstoßen wird. Im übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 12 verwiesen. 


18. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Dentalhandelsfirmen Zahn- 
ärzten verdeckte Rabatte für die Verwendung billig importierter 
zahnmedizinischer Produkte gewähren? 

Wird die Bundesregierung Maßnahmen ergreifen, um diesen 
Sachverhalt zu überprüfen? 

Wenn ja, welche Maßnahmen wird sie wann ergreifen? 

Wenn nein^ warum wird sie untätig bleiben? 


Derartige Praktiken sind der Bundesregierung nicht bekannt. 
Sofern die Zahntechnikerschaft über solche Belege verfügt, sollte 
sie diese Fälle rechtlich prüfen lassen. Es ist nicht Aufgabe der 
Bundesregierung, theoretisch möglichen Verfehlungen einzelner 
nachzugehen. Dazu sind die Gerichte da. 


19. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen die von Den- 
talhandelsfirmen an Zahnärzte geheferten und in Praxislaboren 
pro forma weiterverarbeiteten Produkte den Patienten gegenüber 

a) nicht als Importware ausgewiesen und 

b) als Leistung des Praxislabors in Rechnung gestellt werden? 

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die Größenordnung 
solcher Fälle, und welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um solche als Umgehungstatbestände zu würdigenden 
Praktiken auszuschließen? 


Nein. Wie in der Antwort zu Frage 12 dargelegt, haben die Ver- 
tragsbeteiligten für derartige Fälle bereits entsprechende Ver- 
einbarungen getroffen, Zuwiderhandlungen hiergegen ahnden 
gegebenenfalls Gerichte, jedoch nicht die Bundesregierung. 
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20. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Verträge zwischen Den- 
talhandelsfirmen - deren Stammkapital in einigen Fällen den ge- 
setzlichen Mindestbetrag von 50000 DM nicht übersteigt - und 
Kassenverbänden bzw. Krankenkassen weder Schadenersatz bzw. 
Gewährleistungsaspekte noch eine ausreichende versicherungs- 
technische Abdeckung des Produkthaftungsrisikos zum Inhalt ha- 
ben? 

Wie gedenkt die Bundesregierung vor diesem Hintergrund Ge- 
währleistungs- und Produkthaftungsrechte zu sichern? 


Auch in diesen Fragen ist es Aufgabe der Vertragspartner, 
Vereinbarungen zum Produkthaftungsrisiko und zur Gewährlei- 
stungshaftung zu treffen. Nach Auskunft der Krankenkassen 
schließen diese nur Verträge mit Leistungserbringern, die das 
Produkthaftungsrisiko und eine entsprechende Gewährleistung 
übernehmen. 


21. Unterstützt die Bundesregierung das Anhegen - oder mit welchen 
Argumenten lehnt sie es ab den Zahnärzten eine Auskunfts- 
pflicht gegenüber den Versicherten (und ihren Kassen) zur Her- 
kunft zahntechnischer Leistungen abzuverlangen? 


Die Frage suggeriert, daß im Ausland hergestellter Zahnersatz 
schlechter als in Deutschland hergestellter Zahnersatz ist. Dafür 
gibt es keine Belege. Deshalb ist es auch überflüssig, eine derar- 
tige Auskunftspflicht vorzuschreiben. Im übrigen wird jeder 
Zahnarzt seinen Versicherten auf Befragen - sicherlich gern 
mitteilen, von wem er seinen Zahnersatz bezieht. 


22. Sieht die Bundesregierung die Qualitätssicherung bei Billig- 
importen - gemessen an den deutschen Standards - als gesichert 
an? 

Durch welche institutionalisierten Verfahren wird die Qualitäts- 
sicherung insbesondere von Importwaren im Sinne der gesetz- 
lichen Vorgaben gesichert? 

Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um die Quali- 
tätssicherung zu gewährleisten? 


Ja, denn über die Einhaltung der geforderten Qualitätsstandards 
wacht der Zahnarzt sowohl bei inländischen als auch bei aus- 
ländischen zahntechnischen Leistungen. Aufgrund der Über- 
gangsbestimmungen des Medizinproduktegesetzes bestehen bis 
zum 13. Juni 1998 zwei Wege der Qualitätssicherung von Im- 
porten, nämhch nach dem Arzneimittelgesetz (AMG) bzw. bereits 
nach dem Medizinproduktegesetz (MPG). Nach dem AMG dür- 
fen zahntechnische Leistungen nur eingeführt werden, wenn die 
jeweilige ausländische Gesundheitsbehörde für den herstellen- 
den Betrieb das sog. GCGMP-Zertifikat (Guidelines on Current 
Good Manufacturing Practises) erteilt hat und diese Zertifizie- 
rung beim Einfuhrzollamt hinterlegt worden ist (§ 72a AMG). 
Durch dieses Zertifikat besteht für ausländische Labore die Ge- 
währleistung, daß diese Betriebe nach den Richtlinien der Welt- 
gesundheitsorganisation arbeiten. 

Nach dem Medizinprodukterecht unterliegt die Herstellung von 
in Deutschland zur Anwendung kommendem Zahnersatz den 
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Vorschriften für Sonderanfertigungen gemäß § 12 MPG in Ver- 
bindung mit der EG -Richtlinie 9342/EWG sowie den Verboten 
zum Schutz von Patienten, Anwendern und Dritten gemäß § 4 
MPG. Wenn der Zahnarzt direkt importiert, muß er ebenso § 4 
MPG beachten. Außerdem gelten für ihn die Vorschriften für die 
Anwendung nichtaktiver Medizinprodukte gemäß § 23 MPG; 
d. h., daß der Zahnarzt die richtige und sichere Herstellung von 
Zahnersatz auch im Ausland sicherstellen muß (z.B. durch ver- 
tragliche Vereinbarungen) . 

Darüber hinaus bieten auch ausländische Labore bereits seit 
Jahren freiwillig Legierungspässe an, so daß die Versicherten die 
genaue Zusammensetzung der verwendeten Materialien ken- 
nen. Sie erfüllen teilweise die ISO-Norm 9002, die eine zusätz- 
liche Qualitätsgarantie darstellt. 


23. Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf im Hinblick auf die 
Praxis von Krankenkassenverbänden, mit Dentallaboren, die im 
Ausland Zahnersatz hersteilen, Verträge abzuschließen - wohl- 
wissend, daß die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
hohen Ansprüche für Ausbildung der Zahntechniker, labor- 
technische Hygiene und Qualität der Produkte im Ausland unter- 
laufen werden können? 


Darüber, daß die geltenden hohen Ansprüche für die Ausbildung 
der Zahntechniker, die labortechnische Hygiene und Qualität der 
Produkte von Vertragspartnern der Krankenkassen unterlaufen 
werden, liegen der Bundesregierung keine Belege vor. Sollte dies 
dennoch der Fall sein, ist es Aufgabe der Krankenkassen als 
Vertragspartner und des Zahnarztes als Begutachter der zahn- 
technischen Leistung, für eine Mängelbehebung bzw. mängel- 
freie Neuanfertigung zu sorgen und gegebenenfalls vertragliche 
Konsequenzen zu ziehen. 


24. Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dem Sachver- 
halt - auch in Würdigung des „Herzklappenskandals" - daß Kran- 
kenkassen bzw. Kassenverbände, die mit im Ausland produzie- 
renden Dentallaboren Verträge abschließen, dabei eine mögliche 
verdeckte umsatzabhängige Gewinnbeteiligung bzw. sonstige 
Vergütungen deutscher Zahnärzte in Kauf nehmen, und welche 
gesetzgeberischen Konsequenzen ergeben sich daraus für die 
Bundesregierung? 


Die Frage enthält mehrere Unterstellungen, die von der Bundes- 
regierung nicht geteilt werden. Die Herstellung von Zahnersatz 
hat nichts mit dem „Herzklappenskandal" zu tun, in dem es im 
wesentlichen um überhöhte Preise ging, die den Krankenkassen 
in Rechnung gestellt wurden. Außerdem hat die Bundesregie- 
rung keine Belege für unrechtmäßige Gewinnbeteiligungen an 
Dentallaboren, Im übrigen verweise ich auf meine Antwort zu 
Frage 12, aus der hervorgeht, daß die beteiligten Vertragspartner 
alles getan haben, um derartige Mißbräuche auszuschließen. 


11 



Druck: Thenee Druck, 531 13 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



